
ren (vgl. § 5 der Anordnung). Ferner ist auch zu berück­
sichtigen, daß Stundungsverfahren heute selten Vor­
kommen.

Mit § 3 Abs. 2 der Anordnung wird angestrebt, das 
freie Ermessen bei der Kostenberechnung bzw. Wert­
festsetzung soweit wie möglich auszuschalten. Es ist 
wiederholt kritisiert worden, daß das freie Ermessen 
bei der Wertfestsetzung bei gleichgelagerten Fällen zu 
unterschiedlichen Kostenberechnungen führen kann. 
Das Vertrauen der werktätigen Bevölkerung zu unserer 
Justiz kann erschüttert werden, wenn zwei benachbarte 
Kreisgerichte für gleichgelagerte Verfahren verschie­
dene Gebühren in Ansatz bringen. Zu dieser Frage, 
insbesondere zu § 24 KostO, hat es schon in erheb­
lichem Umfange Diskussionen gegeben2). Die Diskussion 
mit Praktikern hat bestätigt, daß bei der Wertfestset­
zung das freie Ermessen so weit wie möglich ausge­
schaltet werden muß.

§ <4 der Anordnung bestimmt für das Todeserklä­
rungsverfahren eine feste Gebühr von 30 DM. Diese 
Vorschrift weicht von den Prinzipien unseres Gerichts­
kostengesetzes insofern ab, als dieses feste Gebühren 
nur in wenigen bestimmten Fällen (z. B. §§ 52, 60 GKG) 
kennt.

Vor Erlaß der bereits zitierten Rundverfügung 
Nr. 24/53 wurde für das Todeserklärungsverfahren als 
Angelegenheit der Freiwilligen Gerichtsbarkeit gemäß 
§ 118 a KostO das Doppelte der vollen Gebühr er­
hoben. Bei dem gemäß § 24 KostO stets angewendeten 
Regelwert von 3000 DM betrug die doppelte Gebühr 
32 DM. Nach § 7 der DurchfVO zur VO über die Zu­
lässigkeit von Anträgen auf Todeserklärungen von 
Kriegsteilnehmern vom 23. Juli 1949 (ZVOB1. S. 550), 
der die Gebühren für Todeserklärungen von Kriegs­
teilnehmern regelte, wurden Gebühren nicht erhoben, 
wenn der Antragsteller der Ehegatte oder ein Ver­
wandter des Verschollenen ist und wenn das Brutto­
einkommen des Antragstellers monatlich 400 DM und 
der Wert des Nachlasses des Verschollenen 2000 DM 
nicht übersteigt. Durch die Verordnung über die Ab­
kürzung der Verschollenheitsfristen vom 15. November 
1951 (GBl. S. 1059) wurde diese Regelung auf alle Ver­
fahren nach dem Verschollenheitsgesetz vom 4. Juli 
1939 ausgedehnt und als Abs. 4 dem § 118 a KostO an­
gefügt (vgl. § 3 der Verordnung vom 15. November 
1951).

Die Rundverfügung Nr. 24/53 stellte zunächst fest, 
daß diese Gebührenberechnung mit dem neuen Charak­
ter des Todeserklärungsverfahrens nicht zu verein­
baren ist. Es wurde deshalb bestimmt, daß in allen 
Fällen, die nicht durch § 118 a Abs. 4 KostO erfaßt 
wurden, der Wert, des Verfahrens jetzt nach § 11 GKG 
in Verbindung mit § 9 GKG und § 3 ZPO nach freiem 
Ermessen unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Antragstellers und des Nachlaßwertes 
festzusetzen ist. Es war lediglich eine volle Gebühr nach 
§ 8 GKG in Ansatz zu bringen. Als Durchschnittswert 
wurden 1000 DM angenommen. In besonderen Aus­
nahmefällen konnte ein höherer Wert oder ein gerin­
gerer Wert bis zum zulässigen Mindestbetrag von 
500 DM angenommen werden.

Es erschien nicht zweckmäßig, diese in der Rundver­
fügung Nr. 24/53 getroffene komplizierte Regelung zu 
übernehmen. Zum anderen sprach auch dagegen, daß 
diese Regelung dem freien Ermessen bei der Wertfest­
setzung und damit bei der Kostenberechnung zu viel 
Spielraum läßt. Außerdem ist von der Bevölkerung 
sehr oft kritisiert worden, daß es befremde, wenn in 
einem Todeserklärungsverfahren ein „Wert“ festgesetzt 
werde. Diese Kritik war berechtigt. Aus diesen Grün­
den wurde für das Todeserklärungsverfahren schlecht­
hin eine feste Gebühr in Höhe von 30 DM bestimmt. 
Die Vorschrift des § 118 a Abs. 4 KostO wurde jedoch 
nicht übernommen. Heute sind die für das Zivilverfah­
ren gemäß § 114 fl. ZPO geltenden Bestimmungen über 
einstweilige Kostenbefreiung anzuwenden. Die bis­
herige Regelung bezweckte eine gebührenrechtliche Er­
leichterung für die Durchführung der Todeserklärun­
gen, insbesondere für Kriegsteilnehmer. Die Angehö­
rigen des Verschollenen haben aber über drei Jahre

Zeit gehabt, die Todeserklärung zu betreiben. Es be­
steht heute keine Veranlassung mehr, etwa zu glauben, 
der Verschollene sei noch am Leben. Wie aus den 
amtlichen Erklärungen der Regierung der Sowjetunion 
bekannt ist, befinden sich in der Sowjetunion keine 
Kriegsgefangenen mehr. Diejenigen, die sich infolge 
einer Verurteilung wegen Kriegsverbrechen noch in 
der Sowjetunion befinden, haben die Möglichkeit, ihren 
Angehörigen zu schreiben. Es erschien nicht gerecht­
fertigt, in Zukunft die Todeserklärungsverfahren als 
nunmehr streitige Verfahren gebührenrechtlich besser 
zu stellen als alle anderen Verfahren. Es muß deshalb 
genügen, wenn zukünftig nur noch nach den Grund­
sätzen der §§ 114 fl. ZPO für die Durchführung von 
Todeserklärungsverfahren einstweilige Kostenbefreiung 
gewährt wird.

Durch die Anordnung sind alle entgegenstehenden 
Kostenvorschriften, insbesondere in der Hausrats- und 
Stundungsverordnung und deren landesrechtlichen 
Durchführungsbestimmungen,- der Kostenordnung und, 
um jeden Zweifel von vornherein auszuschließen, audi 
die in § 9 der Anordnung nicht besonders genannten 
§§ 34 bis 38 VerschollenheitsG aufgehoben.

Wegen der Anwendbarkeit der §§ 34 bis 38 Verschol­
lenheitsG bestanden einige Zweifel. Diese Vorschriften 
enthalten Bestimmungen über die Verteilung der 
Kosten auf die am Verfahren Beteiligten oder vom 
Verfahren Betroffenen, über den Ansatz der Kosten, 
über die Beschwerde gegen die Kostenfestsetzung, über 
die Zwangsvollstreckung aus Kostenfestsetzungs­
beschlüssen und ähnliches. Diese Bestimmungen wer­
den zum größten Teil durch die §§ 91 ff. ZPO gedeckt. 
Nur § 34 VerschollenheitsG enthält die der ZPO 
fremde Bestimmung, daß die Kosten jedem am Ver­
fahren Beteiligten ganz oder teilweise auferlegt wer­
den können, wenn er sie durch grobes Verschulden ver­
anlaßt hat. Diese Vorschrift hat aber in der Praxis 
keine besondere Bedeutung gehabt. Die Anordnung 
geht deshalb davon aus, daß die §§ 34 bis 38 Ver­
schollenheitsG nicht mehr anwendbar sind. In § 1 der 
Anordnung ist ausdrücklich gesagt worden, daß die 
Vorschriften des GKG und der ZPO auf das Beschluß­
verfahren nunmehr Anwendung finden. Es besteht 
keine Veranlassung, für die Kostenverteilung in Todes­
erklärungsverfahren noch besondere Vorschriften zu 
schaffen.

Keinesfalls enthält § 9 Abs. 2 der Anordnung eine 
erschöpfende Aufzählung derjenigen Bestimmungen, die 
durch die Anordnung aufgehoben worden sind; das er­
gibt sich schon aus dem Wortlaut „insbesondere“. Hier 
sind vor allem die Vorschriften genannt, die über die 
Höhe der Gebühren selbst etwas aussagten.

Der Vollständigkeit halber soll noch darauf hinge­
wiesen werden, daß für die Kosten der Entscheidung 
über das Verlangen eines Ehegatten, dem anderen die 
Vertretungsmacht zu entziehen, ebenfalls die Vor­
schriften des GKG Anwendung finden. Auch hier han­
delt es sich um ein streitiges Verfahren, das im Gegen­
satz zu den anderen hier erörterten Beschlußverfahren 
durch Klage eingeleitet und durch rechtsgestaltendes 
Urteil beendet wird. Für diese Verfahren sind gemäß 
■§ 2 ÜbertragungsVO ebenfalls die Gerichte zuständig. 
Aber die Vorschriften der §§ 43 fl. AnglVO über das 
Beschlußverfahren gelten nicht; es ist wie ein normales 
Zivilprozeßverfahren durchzuführen. Der Streitwert des 
Verfahrens ist in diesen Fällen nach § 11 GKG in Ver­
bindung mit § 9 GKG und § 3 ZPO festzusetzen.

Die Anordnung enthält keine Kostenbestimmung für 
die Personensorgesachen, die mit einer Ehesache ver­
bunden werden. § 11 Ziff. 1 ÜbertragungsVO bestimmt, 
daß für Personensorgesachen der Rat des Kreises zu­
ständig ist, mit Ausnahme der Fälle, in denen über 
das Sorgerecht im Ehescheidungsverfahren mit ent­
schieden wird. Wenn der Richter in Ehesachen über 
die Personensorge mit entscheidet, so geschieht dies 
aus Zweckmäßigkeitsgründen. Die Verbindung der Per­
sonensorgesachen mit den Ehesachen hat sich in der 
Praxis bewährt. Infolge des inneren Zusammenhanges 
beider Sachen ist es richtig, wenn auf Antrag über 
das Sorgerecht im Ehestreit mit entschieden wird. 
Deshalb hat es die Gesetzgebung bei der Ausgliederung 
der Freiwilligen Gerichtsbarkeit bei der Regelung des
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2) vgl. NJ 1953 S. 77, S. 303 fl.


